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ur Heſtrafung der Ueberſchreitungen des 
Gewerbsbefugniſſes. 
Vom Sectlonsrathe Ritter v. Erb. 

Der Inhaber eines Commiſſions⸗ und Jucaſſogeſchäftes in Nieder⸗ 
Defterreich hat dieſes Geſchüft dazu benützt, eine „Privatagentie durch 
Geſchaftsvermittlung von Reolitätenkäufen und Verkäufen” zu betreiben, 
nachdem und obwohl er mit einem Geſuche um die Coneeſſion zu 
einer ſolchen Agentje gewerbsbehördlich abgewieſen war. In Folge 
deſſen, wurde dieſer Mann in erſter und zweiter Inſtauz (Bezirks⸗ 
hauptmaunſchaft und Statthalterei) wegen Ueberſchreitung feines Befug⸗ 
niſfes nach der Miniſterial⸗Verordnung vom 30. September 1857, 
N. G. Bl. Nr. 198, zu einer Geldſtraſe verurtheilt. Das Miniſterlum 
des Innern, an welches weiter recurrirt wurde, verwarf den Recurs 
im Grunde der Miniſterial⸗ Verordnung vom 31. Jänner 1860, 
R. G. B. Nr. 31. (Wenn die politiſche Landesſtelle das Erkenntniß 
der erjten Inſtanz beſtötiget, findet ein weiterer Recurs nicht ſtatt.) 

Da die Anwendung der Minſſterſal⸗Verordnung vom 30. Sep⸗ 
tember 1857 immer eine mißliche Seite hat, weil fie dem Arbitrium 
der Behörden einerſeite zu viel Spielraum einräumt und andererſeits 
für gewiſſe Uebertretungen ein der ſtrafbaren Handlung keineswegs 
adäquates Sirafausmaß als Maximum feſtſetzt, iſt es an und für 
ſich gewiß wuünfchenswerth, die Anwendung dieſer als Nothnagel 
dienenden Miniſterlal⸗Berordnung auf eine mögfichft geringe Anzahl 
von Straffällen zu beschranken, und ſich daher bei einzelnen Verhand⸗ 
lungen mit der Frage zu beſchaftigen, ob nicht auf den conereten 
Straffall eine andere Skrafbeſtimmung in Anwendung gebracht werden 
könnte. Insbeſondere von dieſem Geſichtspunkte aus wäre es nicht 
unintereſſant, bezüglich des oberwähuten Falles zu erörtern, ob die 
Strafimputation auf der richtigen gefetzlichen Baſis erfolgte, weil eben 
die Miniſterial⸗Verordnung vom 30. September 1857, womit eine 
allgemeine Vorſchrift für die Beſtrafung jener geringeren Geſetzes⸗ 
übertretungen, welche weder im Strafgeſetzbuche, noch in beſonderen 
Verordnungen mit Strafe bedroht find, erlaſſen ward, im concreten 
Falle zur Anwendung gelangte. 

Die beiden erſten Inſtanzen find offenbar von folgender Anſicht 
ausgegangen: Nach Art. V. lit. f des Kundmachungspatentes zur Gewerbe⸗ 


jedes Gewerbe 


Ordnung („das Gewerbegeſetz findet keine Anwendung auf alle Unter⸗ 
nehmungen non Privatgeſchäftsvermitklungen in anderen als Handels- 
geſchäften“) kommt die Gewerbe⸗Ordnung dort nicht zur Application, 
wo Priyvatgeſchaftsvermittlungen in Frage ſtehen. Mithin können auch 
die Strafbeſtimmungen des Gewerbegeſetzes auf die unbefugte Ausübung 
der Privatagentie nicht iu Anwendung gebracht werden. Allein die 
unbefugte Ausübung der Privatagentle Iſt verboten. Da aber keine 
„beſondere“ Strafſanction beſteht, fo muß die Miniſterial⸗Verordnung 
vom Jahre 1857 eintreten. 

Wir wollen hier nicht die Frage unterſuchen, ob dieſe Argumen⸗ 
tation für jene Fälle richtig ift, in denen Jemand, der kein Gewerbe 
befugniß beſitzt, unbefugter Weiſe eine Privatagentie betreibt. 

Zum Mindeſten zweifelhaft erſcheint die Richtigkeit der Argumen⸗ 
tation in jenen Fällen, von denen einer vorllegt, wenn ein Gewerbe⸗ 
treibender ſein Befugniß dazu benützt, um unter dem Mantel deſſelben 
unbefugter Weiſe Agentiegeſchäfte zu betreiben. Es wäre bedauerlich, 
wenn hier nicht die volle Strenge des Gewerbegeſetzes Platz greifen 
könnte. Ein Mehlhäudler, der unbefugt gewerbsmäßig Semmeln ver⸗ 
ſchleißt, kann nach dem Gewerbegeſetze mit einer Geldſtrafe bis 200 fl. 
enentuell mit einer 40tägigen Arreſtſtrafe belegt werden, obwohl der Ver⸗ 
kauf von Semmeln für Nlemanden gefährlich und die Erlangung der 
Bewilligung hierzu lediglich an die Anmeldung bei der polktifchen 
Behörde gebunden iſt. Der Inhaber eines Commiſſions⸗ und Incaſſo⸗ 
geſchäftes aber, welcher unbeſugt Pripatagentie betreibt, könnte nicht 
der härteren Strafe des Gemerbegefeges unterzogen werden, obwohl 
er eine Unternehmung ins Werk geſetzt hat, deren Geſtattung die 
Staatsverwaltung aus Gründen des öffentlichen Wohles weſentlich 
erſchweren zu ſollen glaubt. 

Die Unbiltigkeit diefes Vorganges liegt auf der Hand. 

Die Sache würde nun allerdings ſehr einfach ſein, wenn das 
Gewerbegeſetz unter die ſtraſbaren Uebertretungen auch die Ueber⸗ 
ſchreitung des Gewerbsbeſugniſſes ausdrücklich gerelhet hätte. Da dieß 
aber nicht der Fall iſt, erübriget nichts, als zum $. 138 Et. b des 
Gewerbegeſetzes Zuflucht zu nehmen, welcher ausdrücklich von der 
Nichtbeachtung der auf die Ausübung des Gewerbes bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften als einer ſtrafbaren Gewerbsübertretung ſpricht. Abgeſehen 
von beſonderen Vorſchriften, welche für das eine und das andere 
Gewerbe in ſpeciellen geſetzlichen Beſtimmungen vorkommen, iſt für 
die auf feine Ausübung bezuͤgliche Vorſchrift in 
dem Gewerbeſcheine, beziehungsweiſe in der Coneeſſtonsurkunde, welche 
den Umfang der Gewerbeberechtigung feſtſtellt, enthalten. Und in dieſer 
Weiſe ließe ſich unfers Erachtens immerhin feſtſtellen, daß auch nach 
dem Gewerbegeſetze die Ueberſchreitung der Gewerbeberechtigung eine 
ſtrafbare Uebertretung des Gewerbegeſetzes bildet, daß daher, auf den 
eingangs dargeſtellten Fall angewendet, der Inhaber des Commiſſians⸗ 
geſchäftes, welcher hiefür einen Gewerbeſchein erhalten hat, durch den 
Betrieb der Brinatagentie ſich um fo zweifelloſer einer Uebertretung 
ſeines Gewerbsbefugniſſes ſchuldig gemacht hat, als er mit einem 
Geſuche um die Conceſſion zum Betriebe einer Privatagentle ausdrüͤck⸗ 
lich abgewieſen worden iſt. 

Aber auch aus anderen Gründen läßt ſich entwickeln, 
Fragefalle eine „Uebertretung“ des Gewerbegeſetze vorlag. 

Unſer „Verurtheilter“ befigt ein Intaſſo⸗ und Commiſfionsgeſchaft. 


daß im 


Wir haben zwar im Handelsgeſetzbuche keine Begriffsbeſtimmung 
bezüglich des Incafſogeſchäftes gefunden, glauben aber, daß der Natur 
der Sache nach daſſelbe in nicht anderem beſtehen kann, als in dem 
gewerbsmäßigen Betriebe der (außergerichtlichen) Eintreibung verſchie⸗ 
dener aushaftender Forderungen gegen eine beſtimmte Proviſion. Schon 
das Wort „Incaſſogeſchäft“ dürfte die Begrenzung für dieſe Beſchäſ⸗ 
tigung in ſich ſchließen; und ein das Incaſſogeſchäft Betreibender 
müßte daher als ein Handlungsbevollmächtigter im Sinne des Artikels 47 
des Handelsgeſetzbuches betrachtet werden. Er kann demnach nur als 
Bevollmächtigter eines Prineipales (im Sinne des Artikels 41 des 
Handelsgeſetzes) und nur in Gemäßgheit feiner Vollmacht in Rechts⸗ 
handlungen, welche die Ausſührung von Handelsgeſchäften mit ſich 
bringen, auftreten. 

Der Beſitzer eines Counmiſſionsgeſchäftes jedoch betreibt in 
Gemäßheit des §. 272 des Handelsgeſezes Handelsgeſchäfte, ift 
daher nach 8. 4 als Kaufmann anzuſehen. Zwar erklärt 5. 274, daß 
im Zweifel die von einem Kauſmanne geſchloſſenen Verträge als zum 
Betriebe des Handelsgewerbes gehörig zu betrachten find, aber $. 275 
fügt bei, daß Verträge über unbewegliche Sachen keine Handelsgeſchäfte 
find. Der $. 360 beſtimmt, daß Commiſſionär derjenige iſt, welcher 
gewerbsmäßig im eigenen Namen für Rechnung eines Auftraggebers 
Handelsgeſchäſte (alſo nicht Verträge über unbewegliche Sachen) ſchließt. 

Hieraus folgt, daß felbſt derjenige Inhaber eines Incaſſo- und 
Commiſſtousgeſchäftes, der ſich mit der Vermittlung des Verkaufes von, 
Realitäten, alſo mit einem Zweige der Agentiegeſchäfte gewerbsmäßig 
befaßt, eine Ueberſchreitung der auf die Ausübung feines Gewerbes 
Bezug nehmenden im Handels⸗Geſetzbuche enthaltenen Vorſchriften 
begeht und daher nach der Gewerbe⸗Ordnung ftrafbar wird. Daß 
dies in noch prägnanterer Welſe bezüglich der übrigen dem Handels» 
geſchäfte noch weit ferner ſtehenden Zweige der Agentlegeſchäfte, z. B. 
der Schriftenverfaſſung, Dienftvermittlung eintritt, infoferne fie von 
dem Inhaber eines Incaſſo- und Commifſionsgeſchäftes betrieben werden, 
bedarf keiner Erörterung. 

Wir ſind daher der Meinung, daß Perſonen, welche einen 
Gewerbeſchein zum Betriebe eines Incaffor und Commiſſtonsgeſchäftes 
beſitzen, wenn fie unbefugter Weiſe die Privatagentie betreiben, nach 
dem Gewerbegeſetze beſtraft werden können, und daß daher lu dieſem 
Falle die Anwendung der Miniſterial⸗Verordnung vom 30. September 
1857 nicht Platz zu greifen hätte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung der Vorausſetzungen der Veraulaſſung des weltlichen, 
Eheunfgebotes (Art. II g. 2 des Geſetzes vom 25. Mu 1868. R. G. Bl. 
Nr. 47). 

Am 29. October 1869 überreichte der Kaplan Johann S. aus 
J. bei der Bezirkshauptmannſchaft die Anzeige, daß er aus der katholl⸗ 
ſchen Kirche austrete. Die Anzeige wurde am ſelben Tage dem Pfarr: 
amte zu J. mitgetheilt. Am 30. October 1869 erſchlen Johann S. 
beim Bezirkshauptmanne, wies aus, daß er den Eintritt in die neu⸗ 
gewählte proleſtautiſche Kirche dem betreffenden proteſtantiſchen Seelſorger 
perſonlich erklart habe, und verlangte vor zwei mitgebrachten Zeugen 
die Vornahme des weltlichen Aufgebotes behufs ſeiner Verehelichung 
mit der katholiſchen, im Sprengel der Pfarre J. wohnhaften, Albine 
D., weil der katholiſche Pfarrer zu J. ihm die Vornahme dieſes 
Aufgebotes aus einem vom Slagte nicht anerkannten Grunde verweigere. 
Dleſes protokoltariſch aufgenommene Anſuchen wurde dem katholischen 
Pfarrer zu J. zur Angabe des Weigerungsgrundes zugeſtellt. Auf die 
Aeußerung des Pfarrers lediglich dahin gehend, daß über Auftrag des 
biſchöflichen Ordinariates dieſes Aufgebot überhaupt nicht vorgenommen 
werden könne, hat nun der Bezirkshauptmann unterm 5. November 
1869 das wellliche Aufgebot für Johann S. und Albine D. vor⸗ 
genommen. 

Ueber Einſprache des biſchöflichen Ordinariates gegen dieſes 
Vorgehen des Bezirkshauptmannes, hat die Staithalterei mit Ent⸗ 
scheidung vom 27. November 1869, Z. 60327, das weltliche Auf⸗ 
gebot als geſetzwidrig vorgenommen aunullirt. In den Entſcheidungsgründen 
der Statthalterei wird betont: „daß die nach Art. II §. 2 des Geſetzes 
vom 25. Mal 1868, R. G. Bl. Nr. 47, behufs Vornahme des 
weltlichen Aufgebotes erforderliche Weigerung des competeuten Seel⸗ 
orgers nicht erwieſen fei, da für den am 30. October 1869 zur 
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prokeſtantiſchen Kirche übergetretenen Johann S. die Weigerung des 
dießfalls competenten proteſtantiſchen Seelforgers nicht vorgelegen fei. 
Aber auch für Albine D. fei das weltliche Aufgebot nicht rechtswirk⸗ 
farm, da auch für dieſelbe die Weigerung ihres competenten Seelforgers 
bei dem Umſtande, daß nicht einmal hervorkomme, daß fie dieſes 
Aufgebot bei ihrem Seelforger angeſucht hat, nicht vorliege.“ 

Anläßlich des Minſſterjalrecurſes des Aufgebotswerbers recht ⸗ 
fertigte der Bezirkshauptmann von S. ſein Vorgehen damit, „daß er 
ſich auf die Beſtimmung des 8. 71 des a. b. G. B. beruft, wornach 
die Verkündigung der bevorſtehenden Ehe bei gemiſchten Ehen ſowohl 
in der Pfarrkirche des katholiſchen und im Bethaufe des nicht katholi⸗ 
ſchen Theiles, als auch in der katholiſchen Pfarrkirche, in deren Bezirk 
der letztere wohnt, vorgenommen werden muß. Da hiernach auch der 
der katholiſchen Pfarrkirche, in 
deren Bezirk er wohnt, um die Vornahme der Verkündigung anzu⸗ 
gehen habe, alſo der Pfarrer von J. deßhalb der campetente Seel⸗ 
ſorger des Johann S. ſei, fo wäre mit der erwieſenen Weigerung 
deſſelben, der Weigerung Eines competenten Seelſorgers, die nach 
Art. II 8. 2 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, 
geforderte Vorausſetzung des weltlichen Aufgebotes vorgelegen.“ 

Das Miniſterium des Innern hat laut Entſcheſdung vom 10. Jänner 
1870, Z. 18957, das vom Bezirkshauptmaune vorgenommene welt⸗ 
liche Aufgebot als zu Recht beſtehend erkannt. Jedoch aus folgenden 
Gründen: 

„Nach 8. 70 des a. b. G. B. beſteht das Aufgebot in der 
Verkündigung der beporſtehenden Ehe beider Verlobten. Es liegt 
demnach in der Natur der Sache, daß, da es geſetzlich kein Aufgebot 
nur Eines der Verlobten gibt, alle Amtshandlungen bezüglich des 
Aufgebotes ſich ſtets auf beide Verlobte beziehen, gleichgültig von 
welchem Theile um die Vornahme des Aufgebotes angeſucht worden 
ſel. Wenngleich nun auch der Pfarrer von J. nach den Beſtimmungen 
der Miniſterial- Verordnung vom 30. Janner 1849, R. G. Bl. 
Nr. 107 nicht als der ruckſichtlich des Eheaufgebotes zuſtändige 
Pfarrer des akatholiſchen Ehewerbers Johann S. anzuſehen iſt, fo 
erſcheint derſelbe doch als zuftändiger Seelſorger der im Sprengel 
der Pfarre *. wohnhaften katholiſchen Braut Albine D. im Sinne 
des g. 71 des a. b. G. B. zur Vornahme des Aufgebotes competent, 
und es iſt daher mit der erwieſenen Weigerung deſſelben zur Vor⸗ 
nahme des Aufgebotes allerdings ſchon die Weigerung Eines der nach 
Vorſchriſt des a. b. G. B. zum Aufgebote der Ehe berufenen Seel⸗ 
ſorgers (Art. II Alinea 1 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 R. G. Bl. 
Nr. 47) vorhanden und damit die nach Art. II f. 2 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, geforderte Voraus ſetzung 
des weltlichen Aufgebotes gegeben.“ ge 


Zur Frage der Anwendung des Art. IX bes iuterconfefitonellen Geſetzes 
vom 25. Mai 1868, Nr. 49 R. G. Bl. 


Die ifraclitifche Cultusgemeinde zu R. hat im Jahre 1868 die 
Zahlung eines Johreezinfes von 8 fl. C. M. an den dortigen katholiſchen 
Pfarrer mit Berufung auf den Art. IX des interconfeſſionellen 
Geſetzes vom 25. Mai 1868 verweigert. Eine ähnliche Zahlungs⸗ 
weigerung iſt bereits im Jahre 1848 vorgekommen, allein mit dem 
Miniſterialerlaſſe vom 11. October 1851, 3. 3298, die Verpflichtung 
zur Fortentrichtung dieſes Zinſes ausgeſprochen worden. Nach der 
Pfarrerectionsurkunde wird dieſe Abgabe als „Zins von der Juden⸗ 
ſchaft“ entrichtet, wie denn auch in der That fie bislang die Cultus ⸗ 
gemeinde entrichtete. Es kamen aber daneben beide ſtreitende Theile 
— der Pfarrer und die iſraelitiſche Cultusgemeinde — darin über⸗ 
ein, daß die Abgabe eigentlich von den im Beſitze von Juden befind⸗ 
lichen Chriſtenhäuſern zu entrichten iſt. 

Ueber die erhobene Beſchwerde des Pfarrers erkannten die 
beiden unteren Inſtanzen auf Fortentrichtung des Zinſes, und zwar 
die Bezirkshauptmannſchaft, weil die iſraelitiſche Eultusgemeinde zu 
dieſer Entrichtung urkundenmäßig und grundbücherlich verpflichtet ſei; 
die Statthalterei, weil dieſe urkunden⸗ und ſaſſionsmäßig ſichergeſtellte 
Giebigfeit nach Art einer Reallaſt auf Grund einer beſonderen 
Gemeindeverbindlichkeit und des Pfarrerectionsinſtrumentes zu Stande 
gekommen iſt, daher einerfeit von confeſſionellen Verhälkniſſen ganz 
unabhängig, andererſelts aber bis in die neueſte Zeit liguld und ein⸗ 
bringlich erſcheint. — In dem vom Vertreter der genannten Cultus⸗ 

) Durch dieſe Miniſterial⸗VBerordnung wurden gerade jene Beſtimmungen 


des f. 71 des a. b. G. B. aufgehoben, durch welche der Bezirkshauptmann 
von S. ſein Vorgehen rechtfertigen wollte. 


gemeinde gegen dieſe Beſcheide bei dem Miniſterium eingelegten Recurſe 
wurde ausgeführt, daß die politiſchen Behörden zur Entſcheidung 
dieſer Rechtsfrage nicht competent ſeien, daß die Urkunden, auf welche 
die Entſcheidung geitügt fein fol, der Judengemeinde nicht mitgetheilt 
wurden, daß keiner der Ausnahms fälle, in welchen nach Art. IX des 
Geſetzes vom 25. Ma 1868 auch die Leiſtung Andersgläubiger zu 
conſeſſionellen Zwecken fortzudauern haben, hier eintritt. Insbeſondere 
ſei kein privater Rechtstitel der Leiſtung nuchgewiefen: Das Erections⸗ 
inſtrument vom Jahre 1690 jei im Originale nicht mehr vorhanden 
und das vom Jahre 1782 erwähne keinen beſonderen Grund der 
fraglichen Abgabe; übrigens würde auch das vom Jahr 1698, wenn 
es produelrt werden könnte, nichts beweiſen; denn wenn es dort heiße, 
„die Judenſchaft, welche Bürgerhäuſer beſiten“, fo ſei damit keine 
Verbindlichkeit für die Judengemeinde als ſolche normirt worden. 
Endlich ſei auch die grundbücherliche Haftung nur rückſichtlich einiger 
Iſraeliten gehöriger Häuſer nachweisbar und treffe in keinem Falle 
die Cultusgemeinde ſelbſt. 

Das k., k, Ministerium für Eultus und Unterricht erkannte mit 
Entſcheidung vom 26, November 1869, 3. 10831, unter Aufhebung 
der angefochtenen unterbehörblichen Entſcheidungen, daß auf Grund 
des Geſetzes vom 25. Mal 1868, Art, IX, der adminiſtrative Schutz 
für die von der iſraelſtiſchen Cultusgemeinde in R. an den dortigen 
katholiſchen Pfarrer bisher entrichtete Abgabe in fo lange zu entfallen 
hot, bis der genannte Pfarrer den fortdauernden aufrechten Beſtand 
dieſes Bezugsrechtes im ordentlichen Rechtswege dargethon haben wird. 
Denn es iſt im vorliegenden Falle keines jener exceptionellen Ver⸗ 
hältniffe erwieſen worden, in welchen die Abgaben Andersgläubiger 
ungeachtet der durchgreifenden Regel des Art. IX des vorgenannten 
Geſetzeg aufrecht zu verbleiben haben. Es iſt nämlich ſelbſtverſtändlich, 
daß weder die Pfarrinventarien, noch das in dem hler zu entſcheidenden 
Bezuge auch nur inventarſſireude Exectlonsinſtrument vom Jahre 1782 
einen privaten Rechtsgrund der in Frage ſtehenden Abgabe auszu⸗ 
weiſen vermögen; es ſſt aber ein ſolcher Nachweis auch durch Feine 
andere Urkunde erbracht morden, indem insbeſondere das angeblich die 
verpflichtende Erklärung enthaltende Erectionsinſtrument vom Jahre 
1698 weder im Original, noch in Abſchrift eruirt werden konnte. 
Deßgleichen konnte eine grundbücherliche Sicherſtellung dieſer Abgabe 
nicht erwieſen merden. Der beigebrachte Tabularextract vom 10. April 
1869 weiſt wohl nach, duß gewiſſe (ſehr geringfügige) Abgaben an 
den Ronsperger Pfarrer auf verſchledenen, Iſraelſten gehörigen Häu⸗ 
fern einverleibt find; allein dieſe jo einverleibten Leiſtungen find mit 
der hier in Frage ſtehenden Abgabe, wie ſchon aus der Incongruenz 
der belderfeitigen Beträge erhellt, durchaus nicht identiſch; wenn fie 
dies aber auch wären, ſo würde aus der Einverleibung doch nur eine 
Verpflichtung der Eigenthümer der belaſteten Objecte, nicht aber eine 
ſolche der Ifraelitengemeinde als juriſtiſcher Perſon folgen. In dleſer 
Beziehung iſt es ſogar auffällig, daß gerade das im Eigenthum der 
genannten Gemeinde befindliche Haus von jeder ähnlichen Intabulation 
frei iſt. (Ger.⸗Ztg.) 


— — 


Zleber Wahlrecht der Frauen in Heſlerreich. 
Von Th. Rinaldini. 
I. Wahlrecht zur Gemeinde- Vertrelung. 

Unſere neueren Gemeinde-Wahlordnungen (aus den 1860er Jahren) enlhalten 
alle die Veſummung, daß Frauen ihr Wahlrecht durch einen Bevollinächljgten 
auszuüben haben; einzelne ältere ſtädtiſche Statute (nus den 1850er Jahren), 
wie z. B. das für Wien, ſchließen die Frauen nom Wahlrechte aus. 


II. Wahlrecht zum Landtage und daher mittelbar zum Reichsrathe. 
A Zu Großgrundbeſitze. 

Nuch den Landtags Wahlordnungen (vis auf die für Dalmatien und 
Vorarlberg) ſind in dieſer Glaſſe wahlberechtigt die Beſit er von je nach den 
Ländern verſchleden qualiſtzirten Gütern, und es können biefelben ihr Stimm: 
recht durch einen Bevollmächtigten ausüben. Unter „Befiger" werden nach 
jurilliſchem Sprachgebrauche auch weibliche Hefiger verſtanden, daher in der 
Claſſe des Grofgrundbeſiges auch Frauen wahlberechtigt ſind mit der Facnltät, 
ſich bei der Wahlhandlung vertreten zu laſſen. Ein Gleiches gilt von der 
Wühlerelaffe der Höchſtbeſteuerten in Dalmatien, welche dort falt der Glaſſe des 
Großgrundbeſizes vorkommt; in Vorarlberg fehlt eine derlei Wählerclaſſe. 

B. In den Wählerclaſſen der Städte und der Landgemeinden. 

In dieſen beiden Mählerclaſſen gründet ſich das Wahlrecht zum Land⸗ 
tage (b. i. in der Claſſe der Städte, das Recht zur directen Wahl der Land⸗ 
tags⸗Abgordneten; in der Claſſe der Landgemeinden, jenes zur Wahl der 
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Wahlmänner, durch welche dann die Abgeordneten gewäßlt werden) auf bie 
Wahlrechle zur Gemeinde⸗Vertretung und muß daſſelbe bis auf die unten 
folgende Ausnahme, perſönlſch ausgeübt werden. Wo die Frauen nach dem 
sub I. Geſagten das Wahlrecht zur Gemeinde Vertrelung nicht haben, z. B. in 
Wien, haben ſie es daher in dieſen beiden Cloſſen auch zunı Landtage abfolut nicht. 

Zweſfelhaft dagegen iſt, ob bie Frauen lehteres Wahlrecht dort beſthen 
oder nicht, wo ſie zur Gemelnde⸗Bertretung wahlberechtigt ſind, wie das zumeist 
ber Fall iſt. 

Man kann fo arguntendiven: Sie ſind in der Gemeinde wahlberechtigt, 
folglich — den hiefür beſtimmten Cenſus vorauägefeht — ſind fie es auch zum 
Landtage, müſſen aber bei der Landtagswahl, ba hier eine Vertretung nicht zu⸗ 
laſſig ist, persönlich jimmen. Aber auch folgender Schluß läßt ſich ziehen: Las 
Wahlrech! der Frauen in der Gemeinde ift dahin beſchräukt, daß fie es nicht per⸗ 
sönlich ausüben tonnen; da nun das Wahlrecht zum Landtage ich in den beiden 
in Rede ſtehenden Wählerclaſſen auf dem Waßlrechte zur Gemeinde- Mer: 
tretung gründet, alſo nicht weitergehend ſein Jann als dleſes letztere, und 
da bei der Landtagswahl in dieſen Claſſen eine andere als die perſönliche 
Ausübung des Skimmrechtes nicht zuläffig iſt, fo fine Frauen in benfelben 
nicht wahlberechtigt. 

Letztere Argumentalion ſcheint mir richtiger, weil Nichts berechtigt, bei 
der Ableitung des Wahlrechtes zum Landtage aus dem Wahlrechte in der 
Gemeinde die dem letzteren anhaftende Beſchränkung einfach fallen zu laſſen. 

Folgt man aber der erſteren Argumentation, fo muß man die Frauen 
bei der Landtagswahl in den ermähnten Claſſen zur perſönlichen Ausübung 
des Stimmrechtes zulaſſen, denn die Stellvertretung hiebei iſt durch die Land⸗ 
tags⸗Wahlordnung unzweifelhaft ausgeſchloſſen. Der Vorgang, bie Frauen in 
dieſen Claſſen durch Bevollmächligte ſtimmen zu laſſen, iſt geſetzlich nicht 
begründet. 

Die oben erwähnte Ausnahme von der Vorichrift, daß in den Wähler⸗ 
claſſen der Städte und der Landgemeinden das Stimmrecht perſönlich auszu⸗ 
üben Ift, belriſſt Salzburg. Der bezügliche Paragraph der Lanbtags⸗Mohlord⸗ 
nung für Salzburg it nämlich durch das Geſetz vom 91, October 1868 
(L. G. Bl. Nr. 90) dahin abgeändert worden, daß Frauensperfonen ihr Mahl: 
recht wenn fie in ehelicher Gemeinſchaft leben, durch den Ehegatten, ſonſt 
aber durch einen Bevollmächtigten ausüben. Hiedurch iſt für Salzburg der 
früher besprochene Zweiſel beſeitigt und folglich ſind in jenem Herzoguhume 
bie Frauen, die ſonſtigen Bedingungen vorausgeſetzt, auch in den mehrerwähnten 
zwei Claſſen wahlberechtigt. Eine analoge Abänderung der Landtags⸗Wahl⸗ 
ordnung it in der letzten Landtags ⸗Seſſion auch in Mähren und in Tirol 
beſchloſſen worden; die bezüglichen Gefehentwürfe ſiub aber noch nicht perfect. 
Der Vollſländigkeit wogen ſei noch erwähnt, daß gz. 14 ber galiziſchen Land: 
tags⸗Wahlordnung, laut welchen die Beſiher gewiſſer landtäflicher Güter als 
ſolche, alſo ohne erſt hiezu gewählt zu werden, an ver Wahl der Abgeorbneten 
der Landgemeinden als Wahlmänner Theil nehmen, durch das Geſez vom 
20. September 1866 dahin ergänzt wurde, daß Frauen, bie im einem ſolchen 
Veſitze ſch befinden, dieſes Wahlrecht durch einen Bevollmächtigten ausüben. | 
Ueberblickt man die in Oeſterreich das Wahlrecht der Frauen in ber 
Gemeinde und zum Landtage regelnden Beſtimmungen, jo gelangt man zu 
dem Schluſſe, daß dieſelben weder klar noch conſeguent find. Die Unklarheit kit 
durch die oben dargelegte Controverſe, welche gerabe in den zahlreichſten Fünen 
eintritt, erwieſen; die Inconſequenz erhellt aus ben nach obiger Datſtellung 
nuch ergebenden Mefultate, daß die Frauen bald wahlberechligt find, bald nicht 
— bald ihr Wahlrecht perſönlich ausüben müßten, bald es nicht perſönlich 
ausüben dürfen, bald es nach Belieben perſönlich oder durch Bevollmächtigte 
ausüben können. Ein leitender Grunbjah mangelt diesfalls in unjerer Geſeh⸗ 
gebung gänzlich, fie bietet uns alle beliebigen Schattirungen und daher auch keinen 
Anhaltspunkt zur Löſung der bekannllich oft ventilirten Frage, ob das weibliche 
Geſchlecht von dem Wahlrechte auszuschließen fei oder nicht. 

Der in den meiſten Staaten geltenden Praxis, wornach Frauen vom Mahl: 
rechte ausgeſchloſſen find, fleht der Ausſpruch ſtaalsvechtlicher Autoritäten, wie eines 
Stuart Mill, welche für das Wahlrecht der Frauen plaibiren, entgegen. Wenn 
es mir gejtattet ift darüber eine unmaßgebliche Meinung auszusprechen, ſo möchte 
ich zwei Fälle unterſcheiden. Wird das Wahlrecht von jenen perſönlichen Eigene 
schaften (alſo abgeſehen vom Cenſus) abhängig gemacht, welche eine erſprioßliche 
Ausübung deſſelben zu garantiven geeignet firh, daun darf wohl das welb⸗ 
liche Geſchlecht dacon ausgeſchloſſen werden, denn im Allgemeinen läßt ſich 
von Frauen nach ihrem ganzen Weſen kaum enn felbitſtändiges ruhiges Urtheil 
über zolſtiſche Dinge, noch ein leidenſchaftsloſer Gebrauch des Wohlrechtes 
erwarten. Es würde bann nicht in der geſchlechtlichen Eigenschaft als folder, 
ſondern in der Nichteignung für das poljtiſche Leben ber Abſchljeßungsgrund 
liegen. Eine Einſchränkung des Wahlrechtes nach perſünlicher Eignung it 
freilich ſchwer durchzuführen (in England, Belgien und Frankreich kam ſie 
zur Sprache), doch dürfte es keine Unmöglichkett ſein z. B. nur jene, welche 
wenigstens bie Volksſchule mit Erfolg durchgemacht haben, zur Wahl zuzulaſſen. 


Die Ausſchließung der Frauen als folder vom Wahlrechte, welche mir nach 
dem Geſagten gerechtfertigt erſcheint, ſobalb auch die bazu nicht befäßigten 
Männer ausgenommen werden, hat den weiteren Grund für ſich, daß das 
Wahlrecht als ein politiſches Recht perſüönlich ausgeübt fein ſoll, während es 
unſeren ſocialen Anſchauungen nicht zufagt, Frauen an der Wahlurne erſchemen 
u fehen. 

2 A hingegen das Wahlrecht nicht von der perſönlichen Eignung abhängig 
gemacht wie bei uns, da es auch der bloße Cenſus begründet, jo ſchelnt es 
mir ungerecht, Frauen als ſolche auszuschließen, denn die geſchlechtliche Eigen: 
ſchaft an und für ſich verleiht dem Mann leine ſolche Superiorität, daß der: 
ſelbe, wenn er z. B. auch nicht leſen und ſchreiben kaun, doch in der Politik 
mehr gelten muſſe, als jede noch fo intelligente und angeſehene Frau. 
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Verordnungen. 


Verurduung des Miniſters des Innern vom 18. Detember 1869, 3. 18568, 
betreffend die Zählung der Milſtärperſonen bei der Volkszählung. 

Aus Anlaß mehrerer Anfragen in Betreff der demnächſt vorzunehmenden 
Volkszählung habe ich einverſtändlich mit dem k. k. Reichs⸗Kriegs⸗Miniſternum 
Nachſtehendes zu eröffnen; 

Der vermeintliche Widerſpruch, welcher bezüglich der Zählung aeſiver 
Militärperſonen zwiſchen den $$. 11 und 29 der Zählungsvorſchrift einerſeits 
und ber Belehrung auf dem Anzelgezettel und Aufnahmsbogen Punkt 2 anderer⸗ 
ſeits, obzuwalten ſcheint, behebt ſich durch den ebendort gemachlen Beiſatz, 
wonach Söhne, wenngleich im Militär dauernd abweſend, „ſoferne fie nicht 
ſelbſtſtündig find“ in dem Anzeigezektel (Mufnahmsbogen) bei ihren Eltern aufs 
genommen werden müſſen. Es hat dies zur Conſtatirung des Familienſtandes 
zu geſchehen. 

Die Frage, ob auf längere Zeit beurlaubte Offieiere der Linie durch die 
Eivilbehörben zu zählen ſind, behebt ſich von ſelbſt, weil nach einer Eröffnung 
des Reichs⸗KAriegs⸗Miniſteriums dauernd, d. h. auf unbeftinmte Zeit beurlaubte 
Linten⸗Offieiere nicht eriſtiren. 

Keinesfalls ſind daraus, daß im Militär dienende, noch nicht felbftftändige 
Sühne von den Eivllbehörden bei ihren Eltern aufgezeichnet werden, Doppel: 
zählungen zu beſorgen; denn derlei in activer Melitär⸗Dienſtleiſtung von Haus 
abmejenbe junge Leute werden ja vom Civile eben nur als abweſend gezählt 
und deren Zählung als anweſend erfolgt durch das Militär. Jeder aus der 
Heimat abweſende Einheimffihe wird zweimal gezählt, einmal in der Heimat 
als abmeſend und einmal int Aufenthaltsorte als anweſender Fremder, 

Eine Vorſorge gegen Doppelzählungen bedarf es aber hinſichtlich der 
nicht caſernirten eimährigen Freiwilligen und der am 31. December auf kurze 
gelt Beurlaubten. Solche active Militärs find dort, wo fie am 31. December 
in der Civilbevöllerung augetroffen werden, aufzuſchreiben, aber nur in den 
Colonnen a, b, o, k, 1, des Anzeigezettels (Auſnahmsbogens) durchzuführen, 
um biefe ziffermüßſig abzuſchließenden Colonnen zu completiren; es iſt bei ben: 
ſelben anzumerken, „ſteht in activer Militärdienſtleiſtung“ was zur Folge hat, 
daß zur Vermeidung von Doppelzählungen ſolche Militärperfonen in 
die Ortsgemeinde und Mezirksüberſicht nicht übertragen wer: 
den dürfen, weil deren Zählung durch die Milikärbehörden erfolgt. 

Ueberhaupt dürfen ſich die Civilbehörden durch die in der Oetsüberſicht 
VII b. Rubrik 5 „active Militärs“ enthaltene Belehrung nicht zu der irrigen 
Annahme verleiten laſſen, es ſei damit eine Abänderung der grundfäklichen 
Beſtimmung ber 89. 11 und 29 der Zählungsvorſchrift beabſichtigt. 

Zur Behebung der Zweifel über die militäriſche Eigenſchaft von Mit⸗ 
gliedern der Heeres- und Marineverwaltung wird auf das in Neichsgeſehblatte 
des Jahres 1869 bei dem Geſehe Nr. 78 vorfindige Verzeichniß der zur Militär: 
verwaltung gehörigen Perſonen, welche der Militär- Gerichtsbarkeit unterſlehen, 
hingewieſen; die nämlichen Perſonen ſind auch in Rückſicht der Volkszählung 
als in activer Dienſtleiſtung ſtehend zu behandeln. 


Verordnung des Miniſteriums für Landesbertheidigung und öffentliche 

Sicherheit vom 13. Rovember 1869, Z. 4451/1, betreffend die Beſtreitung 

der Koflen für im Jutereſſe der Beſchädigten erpedirte tetegraphiſche 
Depeschen bei Verfolgung von Verbrechern. 

Aus Anlaß eines ſpectellen Falles iſt hierorts die Frage in Erörterung 
gezogen worden, in wie weit der Staatsſchatz, rückſichtlich der Sicherheitsfond 
bei der Koſtenbeſtreitung für im Privalintereſſe erpebirte telegraphiſche De: 
peſchen — namenklich wenn es ſich um Verfolgung von Verbrechern und von 
Privaten entwendeten Sachen handelt — in Anſpruch genommen werden ſoll, 
ſohin, wie ich diesfalls hinſichtlich der zur ungariſchen Krone gehörigen Länder 
zu benehmen wäre. 
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Dieſes Miniſterium hat ſich nun bezüglich der beiden vorgedachten Fragen 
mit dem k. k. Mineſterium des Innern und ber Justiz in dem Beſchluffe ge: 
einiget, daß bei den von Seite der Polizeibehörden erlassenen telegraphiſchen 
Depeſchen zwiſchen denjenigen, welche auf das Bebürfniß des Polizeizweckes 
überhaupt eingeſchränkt bleiben, und zwiſchen denen unterſchieden werden müſſe, 
welche zu den von der bethelligten Privatpartei in größerer Ausdehnung ober 
außerorbentlicher Form beſonders angeſuchten Maßregeln gehören. 

Während die Koſten für telegraphiſche Depeſchen der erſteren Art, ind: 
beſondere, ſoſern ſie Orte innerhalb der im Reichsrathe vertretenen Länder 
berühren, vom Staatsſchatze zu tragen ſind, hat hinſichtlich der Telegramme 
der zweiten Ark bie Zahlungspflicht der Parte einzutreten. 

Die zur ungariſchen Krone gehörigen Länder ſind diesfalls, fo lange 
nicht ein besonderes llebereintommen hierüber beſteht, dem Auslande gleich zu 
halten. (Den Landesſtellen mitgetheilt mit Erlaß des Miulſteriums des Innern 
n 4. December 1869, 3. 17370.) 


Verordnung des Miuiſters des Innern vom 31. Inner 1870, 8. 18028, 
über die Beſtreituug der Koſten für die zur politiſchen Geſchäftsfügrung 
benüthigten Druckſorten Seitens der mit der polltiſchen Geſchüftsführung 
erſter Inſtanzu betrauten Gemeinden und bezüglich der Drudforten für 
Rrkrutirungszwecke Seitens der Gemeinden überhaupt. 


Es ift die Frage in Auregung gekommen, db den mit eigenen Statuten 
verſehenen Gemeinden, welche als polltiſche Behörden erſter Inſtanz fungiren, 
der Anſpruch auf die Vergütung der Koſten der für die palitlſche Geſchäfts⸗ 
führung erſter Inſtanz erforderlichen Druckforten verſchiedener Gattung aus 
dem Staatsſchatze zuſtehe oder nicht. 

Da ſich in dieſer Beziehung in ben einzelnen Verwallungsgebieten ver⸗ 
ſchieden benommen wird, jo erſuche ich, feſtzuhalten, daß ben mit der politiſchen 
Geſchüftsführung erſter Inſtanz betrauten Gemeinden eine Vergütung der Ro: 
ſten für die von ihnen, als polltiſchen Behörden benötigten Druckſorten 
grundſäßlich nicht gebührt, weil aus der Uebernahme des übertragenen Mir⸗ 
kungskreiſes ſelbſtoerſtändlich auch die Uebernahme der hieraus entſprin genden 
Regreauskagen zu folgen bat, 

Eine Ausnahme von dieſer Regel wird aber in jenen Fällen Platz zu 
greifen haben, wo durch das Geſeß oder im Verordnungswege ausdrücklich 
normirt iſt, daß die betreffenden Druckſorlen vom Staate beſchaſft und beſtrit⸗ 
ten werben, wie dies z. B. rückſichtlich der Drudjorten für Polkszählungszwecke 
im neuen Volkszählungsgeſetze R. G. Bl. 1869 Nr, 67 lit. B 8. 13 der Fall 
ift, ober rückſichtlich der Tabellen über bie Volksbewegung mit dem Grlafje 
des Miniſteriums des Innern vom 30. October 1851, 3. 20474, feſtgeſetzt 
worden iſt. 

Was insbefondere bie Druckſorten zu Rekrutirungszwecken betrifft, jo habe 
ich im Ein vernehmen mit dem k. k. Minifterium für Landesvertheidigung und 
öffentliche Sicherheit zu bemerken, daß den Gemeinden überhaupt, alſo auch 
den eingangserwähuten, eine Vergütung für die Beſchaſfung der Druckſorten 
für die Rekrulirung nicht gebührt, weil die gegentheilige Beſtimmung dos 
Amtsunterrichtes zum Herresergänzungsgeſetze vom Jahre 1858 in der Inſtruc⸗ 
tion zum Wehrgeſeze vom Jahre 1868 keine Aufnahme gefunden hat, und 
water die bezüglichen Koſten das Aerar nicht zu treſſen haben. Dasſelbe gllt 
auch von den Nekrulirungs⸗Druchſorten für die Matrikenfuhrer. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeltung“. 

Se. Mafeſtät le dem Sectionschef im Miniſterjum für Cultus und 
Unterricht Dr. Julius Glafer das Coſnthurkreuz des Franz⸗Joſeſs-Ordens 
git dein Sterne und dem Miniltertalfecretär im ſelben Miniſterium Johann 
Ambroz das Ritterkreuz des Franz⸗Joſefs⸗Ordens verliehen. 

Se, Majeſtät haben dent gußerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter Grafen Guido T hun das Großkreuz des Franz⸗Joſeſs⸗Ordens verliehen. 

Se. Maleſtt haben dem Univerſitätsprofeſſor und Oberffnanzrathe Dr. 
Johann Chlup p in Prag den Orben der etfernen Krone drikker Elaſſe verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amlsblatte der „Wiener Zeitung“ 

Secrelärsſlelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Groß-Enzersdorf iu 
Nieder⸗Oeſterreſch, 600 fl. Gehalt, bis 20. Februar (Amtsblatt Nr. 29). 

Prakgkantenſtellen beim Rechnungsdepartement der Finanz⸗Landes⸗Direc⸗ 
tion in Wien, vier Stellen mit 200 fl. Adjutum und mehrere Stellen ohne 
Adjutum, bis 27. Februar (Amtsblatt Nr. 29). 

Coneeptspraktikankenſtelle beim Magiſtrate in Innsbruck, 200 fl. Adiutum, 
bis 1. Mürz (Amksblatt Nr. 28). 

Diurniſtenſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Miſtelbach, Taggeld 80 kr., 
bis 28. Februar (Amtsblatt Nr. 30). 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Morih Perles in Wien, Stadt, Spiegelgafle 17. 


